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RUNDBRIEF 


BER REVOLUTIONABEN PLATTFORM - AuFBRUCH 2000 (RPFJ 


Vom Wesen unseres Kampfes 


Der 2. Weltkrieg endete am 8. Mai 1945 mit dem militärischen Sieg der kapitalistischen und kommunistischen 
Drahtzieher über die nationalsozialistischen Kräfte in Deutschland und Europa. 
Es setzte dann der weltanschauliche und kulturelle Krieg gegen die Völker Europas und insbesondere gegen das 
deutsche Volk ein. Die Menschen sollten nicht nur durch die militärische Gewalt Ihrer Identität und Souveränität 
beraubt werden, sondern ihr Wille zur Selbstbehauptung mußte zerstört werden. Um dieses Ziel zu erreichen, 
setzt man die Umerziehung, den Konsum, die Familienzerstörung, die Umwertung aller moralischen und geistigen 
Werte, die Rassenvermischung usw. ein. 
Den Erfolg dieser Politik können wir täglich in unserem Volk beobachten. Wir bemerken aber auch zunehmend die 
- meist unartikulierte - Sehnsucht der Menschen nach Identität, Geborgenheit und Wertmaßstäben. 
Was für Schlußfolgerungen müssen wir für unsere heutige Politik daraus ziehen ? 
Unser Kampf ist mehr denn je zu einer Auseinandersetzung der Weltanschauungen geworden ! 
Neben sozialen Problemen steht für den Menschen heute — bewußt oder unbewußt - vor allem die Frage nach 
dem Sinn des Daseins im Mittelpunkt. Die soziale Frage ist damit zwar eng verbunden, gewinnt aber zur Zeit im 
Alltag noch nicht die Bedeutung, um von uns politisch erfolgreich genutzt werden zu können. Und das System wird 
darauf achten, daß die Bäuche der Menschen auch noch lange gefüllt bleiben werden. . 
Was also ist zu tun ? 
Wir müssen neben politischen Programmen und politischer Agitation den Menschen eine andere, neue Welt 
vorleben. Wir müssen in Wort und Tat unsere Überzeugung vertreten, - und zwar ehrlich und konsequent. Nur so 
sind wir glaubhaft, weil wir nur durch überzeugendes Auftreten die Herzen der Menschen gewinnen können. Jede 
Form von Opportunismus, von Schwäche und Charakterlosigkeit, oder gar von Verrat an eigenen Idealen um 
kurzfristiger Vorteile wegen, wird von dem Volk und der eigenen Anhängerschaft genau registriert. Menschliche 
und politische Größe, die den notwendigen Vorbildcharakter ausstrahlt, wird durch dieses Verhalten nicht mal im 
Ansatz entwickelt. Die Erhabenheit und Größe unserer Weltanschauung lebt nur durch ihre vorbildhaften Kämpfer, 
die sich durch ihre Tat über den politischen Sumpf aller anderen, dem Zeitgeist verhafteten, bürgerlichen 
Kleingeister hinwegheben. Erst dann werden sie vom Volk erkannt. Erst dann kann das Volk ihr Wollen glaubhaft 
nachvollziehen. Und erst dann wird das Volk diesen Kämpfern und Führern auch vertrauen. Dies gilt 
gleichermaßen für die „großen“ wie für die „kleinen“ Führer, die in den Dörfern und Städten um die Seele des 
Volkes ringen. 
Denn die Menschen folgen keine Formen, keinen Parteien und auch nicht in erster Linie Programmen, - sie folgen 
Führern, die ihre Selbstlosigkeit und Ehrenhaftigkeit durch die Tat unter Beweis gestellt haben. 
Diese Führer und Führerinnen, Männer und Frauen, die unsere Weltanschauung unbeirrt und kompromißlos 
vertreten, schaffen durch Ihre Tat eine überzeugte Anhängerschaft, die sich ständig vergrößern wird. 
Eine Bewegung entsteht. 
Diese Bewegung ist von dem Geist einer gesunden und schöpferischen Idee erfüllt, die eine neue Zeit begründen 
wird. Und das Entscheidende: Der Glauben an eine große Idee und der selbstlose Einsatz für diese Idee bis zur 
letzten Konsequenz. 


Die Bewegung bildet als Kampfmittel verschiedene Formen der politischen Agitation um ihren Einfluß zu 
vergrößern. Einige dieser Kampfmittel sind: Organisationen (z.B. Parteien, Vereine u.ä.), Verlage, Publikationen, 
Demonstrationen, Saalveranstaltungen u.a. 

Die Gegner, z.B. der Staat, ist naturgemäß bestrebt, die Bewegung an der weiteren Vergrößerung ihres Einflusses 
zu hindern. Da er aber nicht die Träger der Idee vernichten oder zum aufgeben bewegen kann, greift er die 
Kampfformen an, die diese Träger geschaffen haben. Er beschlagnahmt Bücher und Zeitschriften, verbietet 
Organisationen und Versammlungen usw. 
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Die politischen Kämpfer reagieren, indem sie andere Formen bilden und sich dadurch vorübergehend dem 
staatlichen Druck entziehen bis auch irgendwann die neue Form vom Gegner angegriffen wird. 

Der Kämpfer kann auch dadurch reagieren, indem er sich für das Halten der Stellung entscheidet, um an einem 
anderen Teil der Front eine Entlastung zu bewirken. Vielleicht ist er auch aufgrund seiner Stärke der Ansicht, die 
Stellung völlig behaupten zu können. Oder er ist zu der Überzeugung gelangt, daß ein heldenmütiger Untergang in 
der momentanen Kriegslage, als anspornendes Beispiel auf die übrigen Kämpfer, seiner Sache weitaus mehr hilft, 
als das Aufgeben der Stellung. Man bezeichnet diese Haltung dann als Märtyrertum. 

Politisch betrachtet heißt dies: 

Vor 20 Jahren demonstrierten wir mir 100-150 Nationalisten auf den Straßen. Die Polizei hat mit uns gemacht, 
was sie wollte, völlig unabhängig von der Rechtslage. Versucht die Polizei heute eine Öffentliche oder 
geschlossene Versammlung von uns rechtswidrig aufzulösen, hat sie damit aufgrund unserer Anzahl erhebliche 
Probleme. Wir können daher unser Grundrecht einfordern und der Polizei antworten, daß sie die 500 Teilnehmer 
festnehmen könne. Freiwillig würden wir jedenfalls nicht gehen. In den meisten Fällen wird die Polizei dann einen 
Kompromiß aushandeln wollen. Tut sie dies aber nicht und schreitet zur Festnahme, so ist es erforderlich, sich 
festnehmen zu lassen. Es handelt sich hier um ein notwendiges politisches Signal an die eigene Anhängerschaft 
und die Bevölkerung ! Der Staat demaskiert sich. Der Polizeistaat zeigt sein Gesicht. Die Öffentlichkeit nimmt 
Notiz. Die 500 Aktivisten haben durch ihr vorbildhaftes Verhalten die Anhängerschaft motiviert. 

Mit anderen Worten: Das Halten einer Stellung bedeutet grundsätzlich immer das Auftreten von Verlusten. Wie 
lange man die Stellung halten will und wieviel Verluste man in Kauf nimmt, hängt nicht nur von den Verlusten ab, 
sondern von dem Nutzen für das höhere Ziel, das man in diesem Krieg erreichen will. 

Viele NPD-Funktionäre vertreten eine Haltung, die ängstlich vor jeder Form der möglichen „Strafbarkeit“ (was 
noch lange keine Ungesetzlichkeit bedeutet !) zurückschreckt: 

Es ist ja „strafbar“ zu sagen, daß man nach einem Verbot der NPD weitermacht. 

Es ist „strafbar“ zu sagen (oder so zu handeln), daß Ausländer und „Deutsche“, die mit Ausländern verheiratet 
waren oder sind, in einer nationalistischen Partei nichts zu suchen haben. 

Es ist ein „Satzungsverstoß“ und „NS-Wiederbetätigung“, wenn man „Parallelen hinsichtlich unseres weiteren 
politischen Kampfes zum Jahre 1933“ zieht. 

Es ist „strafbar“, sich friedlich zu versammeln, wenn es die Polizei verboten hat. 

„Unsere Partei wird verboten, wenn wir nicht an jeder Wahl teilnehmen.“ 

„Wer gegen das Demonstrationsverbot verstößt, ist ein VS-Agent“ 

USW. 

Menschen, deren Gedanken sich mit diesen und ähnlichen Ängsten beschäftigen, sind für unseren Kampf nicht 
geeignet. Sie beweisen, daß sie zu wirklicher Größe nicht in der Lage oder nicht Willens sind. Ihr menschlicher 
und politischer Horizont stößt an Grenzen, die sie aufgrund ihres Charakters und/oder ihres politischen 
Werdeganges („Erziehung“) nicht überschreiten können oder wollen. Sie sind so gesehen nicht frei. Sie sind in 
bürgerlichen Maßstäben verhaftet und werden es bleiben. Darin liegt aber eine große Gefahr. Denn jemand, der 
die Welt verändern will - und zu nichts weniger sind wir letztlich angetreten (denn unsere Gegner beherrschen fast 
die ganze Welt) - muß in diesem Kampf bereit sein, alle Mittel und Methoden einzusetzen, die in der jeweiligen 
Lage erfolgreich sein können. 

Wer aber einen erfolgreichen Weg deshalb nicht beschreitet, weil er in dessen Verlauf seine lieb gewonnene Form 
(z.B. die Partei), Freiheit, Gesundheit oder Leben verlieren könnte, ist zumindest als politischer Führer in 
unserem Kampf fehl am Platze. Er soll sich dann bitte freiwillig ins 3. Glied oder in die Etappe zurückziehen. 

Die NPD soll nach Udo Voigt eine „Weltanschauungspartei“ sein. 

Sie ist es nicht mal im Ansatz. 

Die NPD soll eine „NAPO“ (Nationale außerparlamentarische Opposition) mit ihr an der Spitze geschaffen haben. 
Sie hat dies nicht mal im Ansatz wirklich geschafft. 

Ich bin aber überzeugt davon, daß unsere Partei an der Basis bereits die Kräfte besitzt, die diesem Anspruch in 
einigen Jahren gerecht werden könnten. Auch hier ist nur der Wille das Entscheidende. 

Ich appelliere daher an alle nationalistischen und fortschrittlichen Kräfte in unserer Partei: 

Laßt Euch nicht einschüchtern — vom Staat nicht und nicht von Dogmatikern in den eigenen Reihen ! 

Bewahrt Euch einen anständigen, aufrechten und ehrlichen Charakter ! 

Vertretet Eure Meinung offen und kameradschaftlich ! 

Verhaltet Euch geschickt und vorsichtig, aber nicht opportunistisch und feige ! 

Lassen wir uns die Partei nicht von reaktionären und anderen Kräften zerstören ! 

Gemeinsam für eine nationalistische und revolutionäre Partei ! 


„Durch Ängstlichkeit und Zahmheit 
entwaffnet man den Gegner nicht, 
ermutigt ihn nur“. 
(W. Liebknecht) 
Steffen Hupka 
(Sprecher der RPF) 


„Spitzel— Spalter—- Provokateure“ ? 


Mit dieser Überschrift verschickte Udo Voigt am 22.9.2000 ein Rundschreiben an alle Verbände, die unseren 
Demoaufruf am 4.11. nach Berlin unterstützen, an alle LVs und die PV-Mitglieder. Die RPF reagierte am 24.9. mit 
einem Antwortschreiben, daß allen KVs zur Kenntnis gegeben wurde. 

Das Rundschreiben von Voigt, welches in seiner Kernaussage wohl aus einem diesbezüglichen Schulungsheft 
abgeschrieben worden ist, enthält bis auf 2 Sätze keinerlei Verbindung zu uns. Voigt behauptet: 

1. „Das anliegende Flugblatt ohne Impressum und Verantwortlichem ist ein eindeutiger Beweis, denn schon die 
Behauptung, die Arbeit nach dem Verbot fortzusetzen, kann ein Verbotsgrund sein“. 

Laut Aussage von 2 Rechtsanwälten ist diese Behauptung juristisch falsch. 

Viel interessanter ist aber folgende Überlegung: 

Wer es nicht einmal wagt, lediglich anzukündigen, nach einem NPD-Verbot politisch weiterzuarbeiten und seine 
Grundrechte wahrzunehmen (natürlich will keiner die NPD illegal weiterführen !), kann wohl schwer glaubhaft 
machen, daß er nach einem Verbot tatsächlich weiterarbeitet. Denn das dürfte — folgte man dieser 
„Argumentation“ — wohl erst recht „strafbar“ sein. 

2. „Erste Anrufe bei den dort aufgeführten Unterstützerverbänden der NPD ergeben, daß diese dort zumindest zum 
Teil gar nicht gefragt wurden, sondern einfach als Unterzeichner aufgeführt werden“. 

Die Unterstützung wurde uns von allen Kreisvorsitzenden, oft auch vom gesamten Kreisvorstand zugesagt. 
Entweder Udo Voigt hat also nicht die Kreisvorsitzenden befragt, was man doch tun sollte, oder einige 
Kreisvorsitzende haben einfach gesagt, daß sie nicht befragt wurden sind. Letzte Möglichkeit scheidet aber aus, 
da bis heute keiner der KVs seine Unterstützung zurückgezogen hat, - es sind sogar noch 4 weitere 
hinzugekommen. 


Am 17.10. verschickte der Parteivorstand ein Rundschreiben gleichen Inhaltes. Dieses Mal versuchte es der 
Verfasser Lennart Aae über die etwas gefühlvollere Methode, nachdem die harte Linie von Voigt und Eigenfeld die 
Verbände nicht einschüchtern konnte. Man gibt in diesem Brief zuerst eigene Fehler zu: „....die 
Führungskameraden (des PV) sind auch nur Menschen und reagieren deswegen manchmal gereizt“. Und weiter: 
„Dieses gegenseitige Verständnis gehört zur Streitkultur wie auch zur Kameradschaft“. 

Streitkultur ? Kameradschaft ? 

Da werden RPF-Aktivisten und Kreisverbände, die eine Demo in Berlin unterstützen, als „VS-Agenten“ und 
„Parteischädlinge“ bezeichnet und der Parteivorstand versteht darunter „Streitkultur“ ?! 

Im weiteren kommt in dem Schreiben ein wirres Durcheinander von politischen und juristischen Spekulationen und 
Ängsten zum Ausdruck. Der Brief wiederholt die Beschuldigungen des Voigt-Rundschreibens: In der RPF sind 
VS-Agenten, die unterstützenden Verbände verhalten sich „parteifremd“, indem sie sich in dem Demoaufruf „aktiv- 
kämpferisch gegen die Grundordnung“ wenden und sie fügen der Partei durch ihre Demounterstützung 
„schwersten Schaden“ zu. Zum Schluß wird wieder mit parteirechtlichen Maßnahmen gedroht, wenn die 
Demounterstützung nicht zurückgezogen wird. 


Man führe sich die Situation vor Augen: Es erlauben sich Kreisverbände der NPD eine Demo zu unterstützen, die 
nicht einmal von der NPD veranstaltet wird. Demos wurden noch vor 2 Monaten von der Partei wöchentlich 
durchgezogen. Nun werden Unterstützer mit einem politischen Druck bis hin zu Ausschlußdrohung (Schreiben von 
Jürgen Schön im LV Sachsen) überzogen, wenn sie ihre Unterstützung für die Demo nicht zurückziehen. 

Mehr noch: In einem Schreiben v. 2.10.2000 schreibt der Bundesgeschäftsführer Ulrich Eigenfeld folgendes an die 
unterstützenden Kreisverbände: 

„Sie sind sich vielleicht nicht im Klaren darüber, daß Sie mit der Unterzeichnung dieses Aufrufs fremden Interessen 
dienen und der NPD schweren Schaden zufügen können. Sie stellen sich damit auch offen gegen einen Beschluß 
des Parteivorstandes, gegen die innere Ordnung der NPD und gegen bestehende Gesetze“. 

Es stellte sich für viele Kameraden nach diesen Briefen von Voigt und Eigenfeld die Frage nach dem Sinn einer 
Beantwortung. Einige KVs entschieden sich aber dennoch zu einer Antwort. Nicht etwas deshalb, um Voigt und 
Eigenfeld Dinge begreiflich zu machen, die sie nicht begreifen wollen oder können, sondern um vor der 
Parteibasis und der Geschichte über ihren Standpunkt Rechenschaft abzugeben. 

Wir dokumentieren als Anlage das Schreiben des KV Dillingen/Donau-Ries. 

Der Parteivorstand zog ein Gesprächsangebot an die RPF für den 1.10. zurück, nachdem wir unsere 
Gesprächsbereitschaft signalisiert hatten. Eine politische Diskussion in der Partei findet nicht statt. 

Konstruktive Kritik ist nicht nur nicht erwünscht, sondern wird bekämpft. 

Unsere Kritik ist konstruktiv, wie der letzte RPF-Rundbrief mit Beilage beweist. 

Kritische Aktivisten, die sich in vielen Jahren für die Partei auf allen Ebenen eingesetzt haben und dies immer 
noch tun, werden als „Spitzel und Spalter“ bezeichnet, weil sie eine andere Ansicht als die Parteiführung vertreten 
und sich erlauben, diese auch innerparteilich zu diskutieren. 
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Der Parteivorsitzende beweist mit seinem Rundschreiben „Spitzel — Spalter — Provokateure ?“ nicht seinen 

lächerlichen Vorwurf, sondern nur seine eigene bürgerliche Kleingeistigkeit. 

Wir kennen das Spielchen: Auch unsere Gegner in diesem Staat wollen und können auf die Argumente der 

nationalistischen Opposition nichts erwidern und greifen deshalb zu repressiven Maßnahmen. 

Läuft nun in der Partei das gleiche ab ? 

Statt einer innerparteilichen konstruktiven Diskussion über Parteivorstandsbeschlüsse Raum zu geben, die auf 

große Mißstimmung an der Basis stoßen, versucht der Vorsitzende offenbar durch Intrigen und unhaltbare 

Beschuldigungen die Kritiker mundtot zu machen. 

Wir können das nur mit Bedauern feststellen, weil wir wissen, daß auf diese Art und Weise wirkliche 

Problemlösungen und die Geschlossenheit der Partei nie erreicht werden können. 

Da wird der politische Druck auf die Partei etwas erhöht, man redet von Verbotsantrag (und stellt ihn vielleicht 

sogar) und schon gerät der Parteivorstand aus den Fugen: 

- ein Demoverbot wird beschlossen (was aber nach Aussage des stellvertretenden; Parteivorsitzenden Schön 
nach Eingang des Verbotsantrages wieder aufgehoben werden soll !?); 

- es werden eindringliche Erklärungen zum Grundgesetz und zur Gewaltfreiheit an unsere Gegner verschickt 
(hier: alle an alle Europaparlamentarier und Bundestagsabgeordneten); 

- Verschiedene „Führungskräfte“ denken über die Selbstauflösung der Partei nach (z.B. Jürgen Distler und 
Peter Marx); 

-  Sogenannte „Nazis“ sollen aus der Partei entfernt werden; 

- Udo Voigt und Ulrich Eigenfeld fühlen sich von VS-Agenten umlauert. 


Kameradinnen und Kameraden ! 

Was ist denn bisher passiert ? Gar nichts ! Es wurde (bis zur Fertigstellung dieser Ausgabe) keine Verbotsantrag 
gestellt, es gab keine Verhaftungswelle, keine Beschlagnahme, keine Erschießungen. Dennoch bekommen 
Führungskräfte unserer Partei weiche Knie. 

Wir fragen uns: Was passiert denn erst, wenn der Staat, der Mossad, oder wer auch immer, richtig zuschlägt ? 
Diese Leute wollen eine deutsche und europäische Revolution machen und eine neue Ordnung aufbauen ? 


„Grob parteischädigend“ 


So bezeichnet der Bundesgeschäftsführer der NPD, Ulli Eigenfeld, gegenüber dem Antifa-Jourmalisten Steffen 
Reichert, mein Verhalten. 
Der Parteivorstand hat vor einigen Wochen mit 4 Gegenstimmen bzw. Enthaltungen meinen Ausschluß aus der 
NPD beschlossen. Der Beschluß liegt mir bis heute allerdings nicht vor. Es sollen 2 Gründe sein: 
1. Ich habe am 26.8.in Halle eine Demo unter dem Namen „Initiative gegen Parteienverbote“ angemeldet und 
durchgeführt (es gab übrigens keinerlei Vorfälle außer einer Menge grölender Linker). 
2. Ich habe als früherer Herausgeber der 1. Ausgabe der NPD-Schulungszeitschrift „Weg und Ziel“ meine private 
Kontonummer als Bankverbindung angegeben. 
Dazu ist folgendes zu sagen: 
Zu 1. Mit der Demo habe ich nicht gegen den PV-Beschluß verstoßen, da ich sie nicht unter NPD angemeldet 
habe. 
Zu 2. Ich hatte das mit dem Bundeskassenwart Erwin Kemna abgesprochen, um zeitliche Verzögerungen bei der 
Abobearbeitung, Versand usw. zu vermeiden und um den Kamerad Kemna zu entlasten. Diese Ausgabe wurde 
seit dem Bundesparteitag verbreitet und im Juli in 2., leicht veränderter Auflage, erneut gedruckt. Diese neue 
Auflage war abgestimmt mit dem Bildungsleiter der NPD und PV-Mitglied Stefan Lux. Es gab in dieser ganzen 
Zeit nicht eine Beanstandung meiner privaten Kontonummer. 
Ich gehe fest davon aus, daß die Schiedsgerichte der Partei meinen Ausschluß ablehnen werden. 
Was geschah aber, nachdem zuerst das Präsidium meinen Ausschluß beschlossen hatte ? 
Am 6.9. gab Ulli Eigenfeld dem Journalisten Steffen Reichert in Berlin ein Interview. Darauf erschien am 7.9. ein 
fast einseitiger Artikel in der „Mitteldeutschen Zeitung“ mit dem Titel „Im Hauptquartier des Hasses“. Auch über 
mich und mein Ausschlußverfahren berichtete Eigenfeld in diesem Artikel ausgiebig. 
Am 7.9. gab die NPD eine Pressekonferenz in Berlin. Auch dort wurde nochmals ausgiebig vor deutschen und 
ausländischen Medienjournalisten von meinem beabsichtigten Ausschluß berichtet. 
Dies hatte zur Folge, daß am 8.9. mindestens in Sachsen-Anhalt und Berlin-Brandenburg in den stündlichen 
Radionachrichten darüber berichtet wurde. Ich folgere daraus, daß es dem Parteivorstand nicht in erster Linie 
darum geht, daß das Ausschlußverfahren Erfolg hat, sondern man möchte eine Distanzierung von mir möglichst 
medienwirksam verkaufen. Das wird 2 Gründe haben: 
1. Man versucht einen unliebsamen innerparteilichen Kritiker fertig zu machen und 
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2. Man glaubt wohl beim System Pluspunkte zu bekommen, wenn man sich nun von den „Nazis“ in der Partei 
verabschiedet. 


Ich erspare mir dazu jeden weiteren Kommentar und jede Spekulation, sondern überlasse sie dem Leser dieser 
Zeilen. 


Steffen Hupka 


Neues vom Abdreher Jürgen Schön 


Neues aus dem „Schön-Land“ Sachsen (trotzdem ist Sachsen schön !): 
Wie uns RPF-Kameraden aus Sachsen berichten, beginnt die Schön-Front im Landesverband zu wanken. 
Nachdem zuerst der Kreisverband Görlitz seine Unterstützung für die Berliner Demo am 4.11.2000 zusagte, 
folgten die Kreisverbände Dresden und Sächsische Schweiz, die auf den Mitgliederversammlungen den 
Unterstützerbeschluß faßten. Der stellvertretende Parteivorsitzende und stellv. Landesvorsitzende Schön kann 
das gar nicht begreifen. Hatte er doch bereits auf dem Landesparteitag in Sachsen-Anhalt am 11.3. 2000 vor 160 
Anwesenden überlaut und deutlich erklärt: „Wer Steffen Hupka wählt, der wählt den Untergang der NPD und kann 
geistig nicht ganz richtig sein“. Er lag damit wohl voll auf „Führerkurs“, denn der Parteivorsitzende saß daneben 
und konnte dieser Feststellung wohl nichts Anstößiges entnehmen. 
Nun schappt der „Hupka-Ungeist“ auch noch auf seinen LV über.... Daraufhin fühlte sich der Landesvorstand 
Anfang Oktober dazu berufen, jedem mit Ausschluß zu drohen, der mit Hupka Kontakt hat. Bezüglich der RPF 
wurde beschlossen, daß die „Mitgliedschaft in der NPD Sachsen und die gleichzeitige Zugehörigkeit zur RPF 
unvereinbar sei.“ Verstöße werden mit „parteirechtlichen Maßnahmen“ geahndet. Der übrige einseitige Text des 
Beschlusses ist so gehalten, daß er von der RPF in Kopie zur Verwendung auf den bald folgenden 
Karnevalsveranstaltungen zur Verfügung gestellt wird. 
Man kann auf das Ergebnis des Landeswahlparteitages in Sachsen am 21.10. gespannt sein. Der KV Dresden hat 
einige interessante Anträge eingebracht. 
Die RPF wünscht Jürgen Schön weiterhin eine souveräne Haltung und eine klare politische Linie, wie es einem 
„Führer“ in seiner Position zusteht. 


Der Parteivorstand hat am 16./17.9. beschlossen...... 


„Der RPF wird untersagt sich als Organisation in der NPD darzustellen oder zu gerieren. Es wird der RPF damit 
nicht nur untersagt sich als RPF in der NPD zu bezeichnen, sondern es wird damit auch untersagt Einrichtungen 
der Partei — wie z.B. Postfächer — als RPF zu nutzen. ...... 

Die RPF ist kein Arbeitskreis oder ein anderes satzungsmäßiges Gremium in der NPD*. 

(Fehler vom Orginal übernommen) 


Ohne Kommentar ! 


Die „Berliner Zeitung“ v. 29.9. berichtet.... 


„Die Basis verweigert die Gefolgschaft“ 

Be NPD-Mitglieder um den ehemaligen sachsen-anhaltinischen NPD-Landesvorsitzenden Steffen Hupka werfen 
der Parteiführung „Wankelmütigkeit, Widersprüche und rückschrittliches Denken“ vor und wollen die Partei auf 
einen „klaren, radikalen Widerstandskurs“ bringen. NPD-Chef Voigt wiegelt ab, spricht von einzelnen Personen, 
die schwer steuerbar seien. Doch längst verweigert ihm ein größerer Teil der NPD-Basis die Gefolgschaft. .....Auf 
einer mitteldeutschen Regionalkonferenz widersprach kürzlich die Mehrheit der Anwesenden den beschlüssen der 
Berliner Parteiführung. ..... 
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Der stellvertretende NPD Vorsitzende Hans — Günter Eisenecker fordert deshalb Konsequenzen. Der NPD- 
Justiziar, der sich selbst einen „nationalen Bolschewisten“ nennt und innerhalb der NPD einen „neuen Kurs“ 
propagiert, verlangt den Bruch mit den „NS-Nostalgikern“. Diesen sei die „kurzfristige Berauschung“ wichtiger als 
die kontinuierliche politische Arbeit, sie hätten ein „nostalgisch pubertierend romantisches Gehabe“, das der partei 
schade. Nach Ansicht von Eisenecker müsse sich die NPD von bis zu 10% ihrer Mitglieder trennen. Selbst NPD- 
Chef Voigt schließt Parteiausschlüsse nicht aus. „Von denjenigen, die wir nicht überzeugen, werden wir uns 
trennen“. Gegen Steffen Hupka wurde vom NPD-Vorstand bereits ein Parteiausschlussverfahren eingeleitet, 
anderen NPD-Mitgliedern schickte Voigt in den letzten Tagen per Einschreiben die „letzte Abmahnung‘“...... 

Kein Wunder, daß der Hamburger Neonazi und führende Kader der freien Kameradschaften, Christian Worch, den 
Streit mit der NPD jetzt anheizt, die „Friedenspflicht gegenüber dem ehemaligen Bündnispartner“ aufkündigt und 
der NPD „politische Selbstkastration“ vorwirft.‘! 


RPF-Kommentar. Sicher gibt es in der Partei und ihrem Umfeld solche „NS-Nostalgiker“, wie sie Herr Eisenecker 
beschrieben hat. Es handelt sich aber hier längst nur noch um Überbleibsel aus den 70iger und 80iger Jahren und 
um Jugendliche, die Lust am Provozieren haben. Doch um beide Gruppen geht es hier gar nicht und sie waren 
und sind auch nicht in der RPF oder der mittleren oder unteren Führungsebene der Partei anzutreffen. 

Allerdings geht es uns um einen klaren nationalistischen Kurs, der in unserem biologischen Menschen- und 
Weltbild begründet liegt. Es geht weiterhin darum, aus der Partei eine moderne, arbeitsfähige, geschlossene 
Organisation mit einem klaren Strategie und einer gefestigten weltanschaulichen Ausrichtung zu machen. 
Reaktionäres Gedankengut, bürgerliche Verhaltensweisen und „nationalbolschewistischen“ Unsinn lehnen wir 
konsequent ab. 


Wir sind aber auch bereit, darüber zu reden ! 


Wer vertritt die “NPD-Linie“ ? 


Anfang September fand in Berlin eine Pressekonferenz des Parteivorstandes statt. Zweck dieser Konferenz war 
es, die neue Kampagne „Argumente statt Verbote“ vorzustellen. Desweiteren sollte Horst Mahler — als frisch 
gebackenes NPD-Mitglied — seine neue Initiative für die NPD bekannt machen. 

Nun sollte man ja annehmen, daß eine Partei, die seit 35 Jahren besteht, eine gestandene, in der Partei und ihrem 
Gedankengut tief verwurzelte Mannschaft der in- und ausländischen Presse präsentieren könnte. 

Weit gefehlt ! Wer vertrat die NPD an diesem Tage ? Es waren Udo Voigt, der DS-Herausgeber Jürgen Distler 
und der stellvertretende Parteivorsitzende Eisenecker, der aber erst später erschien. 

Ansonsten saßen für die NPD dort: Horst Mahler, Reinhold Oberlercher, Prof. Dr. Nier und Franz Schönhuber. 


1. Horst Mahler, seit ca. 1 Jahr im nationalen Lager aktiv, seit wenigen Monaten NPD-Mitglied und (noch) kein 

eindeutiger Vertreter unserer Weltanschauung. Horst Mahler leistet für unsere Sache viel Positives, doch ist er 

keinesfalls als Repräsentant der Partei anzusehen. 

2. Reinhold Oberlercher entstammt dem linken Lager und bezeichnet sich auch heute noch als „nationaler“ 

Marxist. Er ist kein Parteimitglied. Auch er leistet außerparteilich durchaus fruchtbare Arbeit und hat so manchen 

guten Gedankenanstoß eingebracht (sofern seine Zuhörer/Leser begreifen, was er sagen will !) 

3. Prof. Dr. Nier aus Sachsen ist ehemaliger DDR-Dozent für „dialektischen und historischen Materialismus“. 

Seit über 2 Jahren NPD-Mitglied und Anfang Oktober ausgetreten. Er hat einen ausgeprägten Ossi-Komplex. Das 

wird jeder bestätigen, der ihn kennt. Er bezeichnet sich als Marxist, was er auch auf der NPD-Konferenz nochmals 

deutlich zu verstehen gab. Er meint, daß „der nationale Gedanke immer von links kam“. 

Ein kleiner Zitatenschatz von Nier, der nur der DS, Nr.9, S.13 stammt : 

„Die NPD ist eine „linke und nationale Partei.... Die DDR hat sich als links und national erwiesen. Manche sagen 

sogar, die DDR war die Fortsetzung des NS mit anderen Mitteln. ....ist die DDR vom Wollen und vielen Zügen das 

bessere Deutschland gewesen. ....... Dagegen setzen die nationalen Kärfte von der NPD über CSU/CDU bis PDS 

auf eine Wiedergeburt unseres Volkes, wobei die NPD diesen Gedanken am deutlichsten vertritt. ..... Das, was die 

sächsiche NPD als neuen Kurs probiert hatte, sollte wieder aufgegriffen werden. Sie war auf dem richtigen Weg “. 

Dieser politische Blödsinn von Nier ist nun nicht neu. Das kann jeder bestätigen, der seine Reden gehört hat (was 

nicht heißt, daß er auch viel richtiges sagt). 

Interessanter und bezeichnender für den „Kurs“ unseres Parteivorstandes ist vielmehr folgendes: 

1. Diese vorstehenden Äußerungen Niers werden in der DS unter der Überschrift „Zur Positionierung der NPD“ 
veröffentlicht ! Die neue Position der NPD ? 


m 


2. Udo Voigt äußerte 1998, daß Nier in den Parteivorstand müsse, da er „Prof. Dr.“ sei. Aus dem gleichen 
Grunde sollte er auf dem Bundesparteitag in Mulda NPD-Spitzenkandidat für die Europawahl werden. Beides 
ist zum Glück am Protest vieler junger Kameraden gescheitert. 

3. Trotzdem bekannt ist, daß er sich offen zum Marxismus bekennt, wird er als quasi Vertreter der NPD zur 
Pressekonferenz nach Berlin eingeladen und bestätigt dort auch prombt, daß er Marxist ist (Die FAZ ließ es 
sich nicht nehmen, diese Äußerung zu zitieren). 

4. Anfang Oktober 2000 tritt Nier aus der NPD aus. Seine Begründung (zitiert nach „Dresdner Neueste 
Nachrichten v. 13.10.00): „Die anti-sozialistische Hetze und die NS-Verherrlichung ist unerträglich geworden. 
Ich lasse mir doch von ein paar Rotzlöffeln aus dem Westen nicht sagen, daß die DDR ein bolschewistischer 
Verbrecherstaat war“: 


4. Franz Schönhuber und seine „Stationen“ : SPD- bzw. CSU-Mitglied, Hauptabteilungsleiter und stellv. Chef- 
redakteur beim bayrischen Rundfunk, Vorsitzender des Bayrischen Journalistenverbandes und Chef der Reps. 
Über die charakterliche Verkommenheit von Schönhuber lassen sich Bücher füllen. Es liegen übrigens auch 
mindestens 2 Hefte vor, die von seinen ehemaligen Mitstreitern bei den Reps verfaßt wurden, in denen sie z.B. 
seinen Umgang mit Nationalisten dokumentiert haben. Über seine politische und weltanschauliche Wandelbarkeit 
kann man ihn selber sprechen lassen. Man lese nur seine Aufsätze, die er in den letzten Jahren für die rechts- 
reaktionäre Zeitschrift „Nation und Europa“ geschrieben hat. Oder man schaue in die DS, Nr. 9, S. 3. Dort sagt er 
u.a.: "Wer einen deutschen Paß hat, muß als Deutscher gelten,....“ 

Wer einen derartigen „Mann“, der seit Jahren sein Unwesen im nationalen Lager treibt und für viele unbedarfte, 
national denkende Menschen nur als der „berühmte Rep-Schönhuber“ bekannt ist, nur den Hauch einer Seriösität 
zubilligt oder ihm gar verschafft, schadet der Partei und unserer Sache. Es treten 2 Effekte ein: 

Viele Aktivisten, die Schönhuber gut kennen, fragen sich zwangsläufig, ob die NPD genauso verkommen ist wie 
Schönhuber, wenn sie mit ihm gemeinsame Sache macht. 

Den unbedarften Mitgliedern und Sympathisanten unserer Partei wird Schönhuber als Repräsentant “unserer 
Sache“ und sogar der Partei vorgestellt. Sie setzen somit Vertrauen in ihn, was er aufgrund seiner „Persönlichkeit“ 
zwangsläufig enttäuschen wird, wie er es immer getan hat. 

In beiden Fällen entsteht für die Glaubwürdigkeit der Partei und Ihrer Führung gewaltiger Schaden (der Fall Nier 
ist ein vergleichbares Beispiel). 

Zitieren wir zum Schluß Hirsch/Sarkowicz aus „Schönhuber — der Politiker und seine Kreise“ : 

„Man gelangt beim Nachvollziehen von Schönhubers politischem Lebenslauf zu der Erkenntnis, daß es seine 
Maxime war und ist, sich immer hemmungslos auf die Seite zu schlagen, wo er die meisten Chancen für seine 
expansionsbedürftige Person wittert“. 


Das System hat durch seinen Kanzler Schröder verlauten lassen, daß es in jedem Fall einen Verbotsantrag 
gegen die NPD stellen wird. Damit tritt die Partei und die gesamte Nationale Opposition in eine neue Phase des 
Kampfes. Die legale Arbeit soll vollständig unterbunden werden. Das Volk soll uns nicht als politische Alternative 
und einzige Rettung erkennen können. 

Wer jetzt immer noch glaubt, Demonstrationsverbote würden den Gegner „besänftigen“, war und bleibt ein 
Phantast. 


Daher nun erst recht : Raus auf die Straße ! 


Für Meinungs- und Versammlungsfreiheit - Argumente statt Verbote ! 


Großdemonstration 


Des Nationalen Widerstandes 


am 4.11.2000 in Berlin 


Beginn: 12.00 Uhr, S-Bahnhof Friedrichstraße (Berlin-Mitte) 


Infotelefone: NIT 040/7298885, 0177/3167582, 0172/3015218, 0171/9002404 
Zentrale Buskoordination: 0177/7397932 (A. Feyen) 


Veranstalter: 
Initiative für Versammlungsfreiheit, vertreten durch Steffen Hupka und Thomas Wulf („Steiner“) 


RPF - Veranstaltung am 30.9. durchgeführt 


Die 1. Strategietagung der RPF fand am 30.9. in Thüringen statt. Der Parteivorstand verbot allen Mitgliedern 
des Vorstandes der Veranstaltung beizuwohnen. Verbände und Einzelpersonen wurden unter massiven Druck 
gesetzt und blieben der Veranstaltung fern. Andere zogen die „Ruhe“ vor und kamen deshalb nicht, ließen dabei 
aber ihre Überzeugung auf der Strecke. Angesichts dieses „demokratischen“ Verhaltens einiger Funktionsträger 
kann die Tagung dennoch als Erfolg gewertet werden. 

Etwas über 100 Teilnehmer folgten aufmerksam den Ausführungen von Thomas Wulf, Michael Swierczek und 
Steffen Hupka. Es schloß sich eine Diskussion mit vielen Fragen an. Die anwesenden NPD-Mitglieder und Freien 
Kräfte waren sich einig, auch in Zukunft eine gleichberechtigte Zusammenarbeit fortzusetzen. Einige NPD- 
Mitglieder machten ihrer Wut über den wankelmütigen Kurs des Parteivorstandes Luft. Viele Fragen blieben 
offen, viele Probleme konnten nur andiskutiert werden. Man war sich einig, diese Strategietagungen von nun an 
regelmäßig fortzuführen. 

Im Anschluß an den politischen Teil hielt der Kamerad Sepp Biber, ehemaliger Angehöriger der 12. SS- 
Panzerdivision, eine Totenehrung und berichtete über sein wechselvolles, vom Kampf für unser Volk erfülltes 
Leben. Mit dem Lied „Ich hatt einen Kameraden“ endete gegen 22.00 Uhr die Veranstaltung. 

Die RPF konnte über 50 neue Anhänger gewinnen, die sich in die Unterstützerlisten eintrugen. 


Den nächsten Termin vormerken Einladung erfolgt rechtzeitig): 


Strategietagung der Revolutionären Plattform am 6. Januar 2001 in Thüringen 


Letzte Meldung: 


Sieg im LV - Schleswig-Holstein 

Die fortschrittlich-revolutionären Kräfte konnten sich auf dem NPD-Landeswahlparteitag in Schleswig-Holstein am 
14.10. durchsetzen. Jürgen Gerg wurde zum neuen Landesvorsitzenden gewählt. Auch die übrigen Kameraden 
des neuen Landesvorstandes vertreten eine klare nationalistische Linie in ihrer zukünftigen Parteipolitik. 


Neues von der Anpasserfront 


muß sich der GLV auch für den Fall einer weiteren 
Mitgliedschaft mit Funktionärsstatus überlegen, ob Michael Praxenthaler weiter das Vertrauen genießt, das Amt 
des Landespressesprechers zu bekleiden“. 
Daß diese Äußerung des Kameraden nach dem Gesetz nicht strafbar ist, dürfte jedem Laien klar sein. 
Statt also Mahnwachen und Flugblattverteilung vor der Haftanstalt zu organisieren, um auf diesen unglaublichen 
Rechtsbruch des Systems aufmerksam zu machen und mit dem Inhaftierten Solidarität zu bekunden, will man sich 
jetzt offenbar des Kameraden entledigen und sich dem Staat andienern. 
Es geht hier überhaupt nicht darum, ob Kamerad Praxenthaler wegen dieser Äußerung verurteilt werden sollte, 
auch nicht darum, wie man zu ihm politisch steht und auch nicht in erster Linie darum, ob die öffentliche Äußerung 
von ihm nun besonders geschickt gewesen ist. Aber es ist in so einer Situation erforderlich, eine klare Front gegen 
den Rechtsbruch des Systems einzunehmen und Solidarität zu dem Kameraden zu zeigen ! 
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"NPD-Pärteivorstand NPD Dillingen/Donau-Ries 


Postfach 840 157 Postfach 11 13 
12531 Berlin 86634 Wertingen 
Funk: 0178/4168837 
(ab 18.00 Uhr) 
Werter Partsikamerad Voigt, 
Wertingen, 08.10.00 


anbei übersende ich Ihnen die Autwort auf Ihr Schreiben und auf das, des Bundesgeschäftsführers. 

Es sind folgende Tatsachen festzustellen: 

1) Kein Mitglied des Kreisverbandes sieht sich als Anhänger der RPF. 

2} Die im Mittelpunkt stehende Derno am 04.11.00 in Berlin wurde und wird auch in Zukunft von 
unserem KV unterstützt. 


Es ist für uns nicht nachvollziehbar, wieso plötzlich parteifremden Interessen gedient werden solite, 
wenn Mitorganisstoren dieser Demo sich im sog. „freien Lager“ befinden. Schließlich. waren;Sie > 
der eins Kooperation mit diesen Kräften vorgeschlagen und auch in der Praxis durchgesetzt hat. Bei 
allen Großveranstaltungen waren diese Kräfte involvieren und dies, auf ausdrücklichen Wunsch des 
Parteivorstandes. Noch heute reist ein Friedhelm Busse durch die Lande (Schwerpunkt Brandenburg) 
und hält dort mit Genehmigung des PV NPD-Veranstaltungen ab. Die NPD ließ einen selbsternannten 
Nachfolger von Reichspräsidenten Dönitz sich zum „Vorzeige - Bundestagskandidaten“ 
eınporschwingen, wofür sich dieser mit strafrechtlich verfänglichen Äußerungen bei unseren 
Veranstaltımgen bedankte. Wenn jetzt RPF-Mitgliedem der Parteiausschluß wegen Zusammenarbeit 
mit den „Freien“ angedroht wird, so müßten Sie Herr Voigt ja folgerichtig auch ausgeschlossen 
werden. 

Der Vorwurf, das sich der Demoaufruf gegen einen PV-Beschluß richtet ist lediglich eine 
Auslegungssache. Schließlich befindet sich der Termin für die Demo zu einem Zeitpunkt, bei 
welchem die Entscheidung der sog. Expertengruppe schon gefallen sein dürfte und nur bis zu diesem 
Zeitpunkt gilt ja der PV-Beschhuß. 

Sehr seltsam erscheint uns die Aussage des Parteifreundes Eigenfeld, der davon spricht, das der 
Demoaufruf gegen geltendes Recht verstößt. Hier handelt es sich wohl nur um den einfältigen Versuch 
ganz unbedarften Kameraden Angst zu machen. 

Wir möchten auch noch eine kurze Stellungnahme zu Ihrem Brief abgeben, So benutzen Sie in Ihrem 
Brief die im nationalen Lager häufig angewendete Methode, nicht angenehme Parteimitglieder als 
Agenten oder böss Neo-Nazis zu bezeichnen, ohne natürlich dafür die geringsten Beweise zu liefern. 
Diese Art der innerparteilichen Auseinandersetzung ist absolut undemokratisch, ja man muß dies 
sogar als schäbig bezeichnen. Auch Ihre Aufteilung in verschiedene Kategorien, unter anderem in die 
der „Schläfer“‘, erinnert eher an James Bond Filme, als den an wirkliches Wissen, 

Da unser KV in gewisser Weise als unabhängig zwischen den Fronten anzusehen ist, wollen wir 
natürlich nicht einseitige Schuldzuweisungen an den PV abgeben. Mit Sicherheit war der erste 
Demsaufiuf, der allerdings wohl nur als Intern anzusehen ist, mit seinen Aussagen äußerst unglücklich 
formuliert, Ebenso sind im RPF-Rundbrief einige Aussagen enthalten, mit denen sich unser KV nicht 
identifizieren kant. Dennoch gehört es eben zur innerparteilichen Demokratie verschiedene Ansichten 
zu akzeptieren und diese nicht mit Ordnunssmaßnahmen zu beantworten. da es ja nicht unseren Sinne 
sein kann, unserer Partei auf das Disskusionsniveau der DVU zu bringen. Atıch viele Ihrer Aussagen 
entsprechen nicht unserem Verständnis. So halten wir bis heute Ihre Aussage, daß uns die PDS näher 
stehe, als die von Ihnen als Auch-Nationalen. Parteien bezeichneten anderen Rechtsparteien, für falsch. 
Bei der Basisarbeit vor Ort, wo eben mit Republikaner und eben nicht mit der PDS 


‚zugammiengsarbeitet wird, haben uns diese Ansichten erheblich geschadet. Dennoch haben wir 


deswegen nicht Ihren Parteiausschluß gefordert oder haben Sie als Agenten bezeichnet. 

Sie müssen eben mit konstruktiver Kritik umgehen können und nicht immer die Parteischiedsgerichte 
anrufen. Ein Partei soll ja ein gewisses Innenleben besitzen und nicht nur aus Speichelleckern betehen. 
Wieso fällt uns bei letzt genannten nur die Namen Eigenfsld und Holtmann ein, die immer wie 
Fettaugen oben auf der Suppe schwimmen. Beiden gelingt es, egal bei welchem Vorsitzenden und 
dies, abwohl die letzte drei Vorsitzenden unterschiedlicher nicht sein könnten, sich immer gut bezahlte 
Posten zu sichern. Bei Musgnug und Deckert hielten die beiden sich natürlich nicht an die vormals oft 
bekundets Treue zum Vorsitzenden, warım sollten diese Herr dies bei Ihnen tun? Unser alter 
Leitspruch, daß es um mehr als Geld und Posten geht, führen Eigenfeld und Holtmann in die 
Lächerlichkeit. Solche Charakteren sind immer dabei, wenn es um Ausschißisse und Putsche geht. 

Es ist abschließend zu sagen, daß die NPD nach 35 Jahren endlich eine vernünftige Steitkultur 
eutwickeln sollte und sich nicht mit Vokabeln wie Spitzel, Spalter oder Feiglinge gegenseitige 
ee Mit kameradschaftlichen Gruß ara Mayer 


